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Die Erfahrung hat indessen gelehrt, daß es wiederholt einer sehr nahen und großen Gefahr
ausgesetzt gewesen; ja, es befindet sich fortdauernd in einer äußerst bedenklichen Krisis, die
ohne eine wachsame Aufmerksamkeit und vereinigte Entschlossenheit aller patriotischen Stande
dessen gänzlichen Verfall und Sturz nach sich ziehen könnte.

Deshalb haben der König von Preußen als Kurfürst von Brandenburg, der König
von Großbritannien als Kurfürst zu Braunschweig und Lüneburg (Hannover) und der
Kurfürst von Sachsen für notwendig erachtet, ein vertrauliches Bündnis ^ zu schließen,
welches zu niemandes Beleidigung gereichen, viel weniger gegen Kaiser und Reich gerichtet
sein, sondern lediglich auf die konstitutionsmäßige Erhaltung des deutschen Reichssystems
und der reichsständischen Gerechtsame sein Absehen haben soll.

Artikel 1. Der Zweck der drei Verbündeten ist: Aufrechterhaltung und
Befestigung des Reichssystems. Zu dem Ende soll ein stetes Einverständnis zwischen
ihnen und mit den anderen Höfen unterhalten werden auf Wegen der Korrespondenz und
der Gesandtschaften, behufs gegenseitiger vertraulicher Eröffnungen, Mitteilungen und Be-
ratungen über die allgemeinen und besonderen Angelegenheiten.

Art. 2. Die allgemeine Reichsversammlung als das annoch festeste Band und
die wichtigste Stütze der deutschen Reichsverfassung soll kräftigst in ihren gesetzmäßigen
Rechten und Tätigkeiten gewahrt, Ordnungswidrigkeiten und fremde Einstreuungen von
derselben ferngehalten werden.

Art. 3. Allen Eingriffen und Neuerungen oder unbefugten Einmischungen und
Willkürlichkeiten in betreff der einzelnen Reichskollegien werden sich die Verbündeten sofort
nachdrücklichst entgegenstellen.

Art. 4. Die Reichsgerichte sind bei ihrer gesetzmäßigen Ordnung und Einrichtung
zu erhalten, aber zu einer gehörigen unparteiischen und unbefangenen Justizpflege anzuhalten
und in ihre verfassungsmäßige Kompetenz zurückzuweisen.

Art. 5. Die vertragschließenden Teile verpflichten sich zum gemeinsamen Wider-
stand auf alle dieufame und kräftige konstitutionsmäßige Art gegen jeden Versuch, die
Reichskreise in ihrer Konsist enz und Integrität zu verletzen, sie in der Frei-
heit ihrer inneren Militär-, Zivil- und ökonomischen Verfassung zu kränken oder mit
unbilligen und gesetzwidrigen Zumutungen zu beschweren.

Art. 6. Sieverpflichten sich zu gemeinschaftlichen, nachdrücklichen, gefetz-
lichen Maßregeln der Abwehr, wo immer auch sonst in einem Stücke für die
allgemeine Rechtsverfassung Schaden, Gefährde, Eingriffe, Neuerungen, Krän-
kung, Bedrückungen und Störungen zu besorgen sein könnten.

Art. 7. Gleichergestalt verbinden sich die höchsten Kontrahenten, auf das sorg-
fältigste und kräftigste dahin zu sehen, daß die Stände des Reichs in ihren aus dem
Westfälischen Frieden und den Wahlkapitulationen beruhenden Gerechtsamen sichergestellt
würden gegen Störungen und Kränkungen, gegen Zudringlichkeiten und unbegründete
Prätensionen, gegen Drohungen und Tätlichkeiten, gegen unrechtmäßiges Drängen und

Vergewaltigen.
Art. 8. Insbesondere wollen sie mit allem Nachdrucke die sämtlichen Stände des

Reichs bei dem völlig unbeschränkten Gebrauch ihrer Stimm frei heit auf Reichs-, Kreis-,
Kollegial- und Deputations - Konventen erhalten; ferner bei dem Besitz ihrer Lande

und Leute, sowie bei ihren Haus-, Familien- und Snkzefsions-Verfassungen: dergestalt,
daß sie durchaus gesichert feien gegen widerrechtliche, eigenmächtige Ansprüche und gegen
willkürliche, aufgedrungene Zumutungen.

i Diesem Bündnis traten viele deutsche Kleinstaaten: Sachsen-Weimar, Gotha.
Kurmainz, Pfalz-Zweibrücken. Hessen, Kurcöln u. a. bei; das Interesse an dem Fürsten-
bunde hörte aber auf, als die Gefahr des bayrischen Ländertausches beseitigt war.


